
Ordnung geschaffen worden sind, die einheitlich für 
alle Bezugsberechtigten gelten, von ihnen beeinflußbar 
sind und deren Erfüllung auch exakt meßbar ist. Das 
hat zur Folge, daß der Berechtigte bei Erfüllung der 
festgelegten Kennziffern auf die Gewährung der Prä­
mie auch einen gesetzlichen Anspruch hat.
Dadurch unterscheidet sich die Lehrmeisterprämie aber 
grundsätzlich von solchen Prämien, die für besondere, 
namentlich einmalige Einzel- oder Kollektivleistungen 
gewährt werden und über deren Bezahlung der Be­
triebsleiter im Zusammenwirken mit der BGL nach 
pflichtgemäßem Ermessen entscheidet. Bei letzteren 
handelt es sich um Anerkennungsprämien, auf die kein 
bestimmter Anspruch besteht und die nach Abschn. III, 
C/e der OG-Richtlinie Nr. 18 beim Einkommen des 
Unterhaltsverpflichteten nicht zu berücksichtigen 
sind.
Die dem Verklagten gewährte Lehrmeisterprämie fällt 
jedoch unter diejenige Prämienart, die unter bestimm­
ten Voraussetzungen regelmäßig gezahlt wird und die

nach Abschn. III A/g der OG-Richtlinie Nr. 18 auf das 
Einkommen anzurechnen ist.
Es kommt aber noch ein weiterer Gesichtspunkt hinzu. 
Das Nettoeinkommen des Verklagten beträgt seit Juli 
1969 monatlich 561,20 M. Zuvor betrug sein monatliches 
Nettoeinkommen 529,20 M. Demgegenüber beträgt die 
Lehrmeisterprämie, aufgeschlüsselt nach Monaten, 
etwa 130 M monatlich. Die Lehrmeisterprämie macht 
somit fast ein Viertel des Nettolohns des Verklagten 
aus. Da sie seit dem 2. Halbjahr 1967 regelmäßig ge­
zahlt wird, kann sie der Verklagte bei der Gestaltung 
seiner wirtschaftlichen Verhältnisse einplanen. Des­
halb und bei Betrachtung der Relativität zwischen 
Nettoeinkommen und Prämienhöhe ist der Senat der 
Auffassung, daß die Prämie ihrem Wesen nach dem Ar­
beitslohn sehr nahekommt und in hohem Maße eine 
Gegenleistung des Betriebes für die vom Verklagten 
als Lehrausbilder geleistete Arbeit darstellt. Es wäre 
somit nicht gerechtfertigt, wenn das Kind des Verklag­
ten an dieser Prämie keinen Anteil hätte.
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Dr. Frohmut Müller:
Kriminalitätsvorbeugung und Gesetzlichkeitsaufsicht

Staatsverlag der DDR, Berlin 1971; 109 Seiten;
Preis 4 M

Die Bedeutung der sozialistischen Gesetzlichkeit für 
die weitere Entwicklung der sozialistischen Gesell­
schaft ist auf dem VIII. Parteitag der SED nachdrück­
lich hervorgehoben worden.
F. Müller unternimmt den beachtlichen Versuch, die 
Rolle der sozialistischen Gesetzlichkeit sowie die Funk­
tion der staatsanWaltschaftlichen Aufsicht und ihre 
praktische Verwirklichung im gesamtgesellschaftlichen 
Kampf gegen die Kriminalität darzustellen. Seine 
konsequente Orientierung auf die marxistisch-lenini­
stischen Grundpositionen der sozialistischen Gesetz­
lichkeit und die Funktion der sozialistischen Staats­
anwaltschaft führt ihn zu Ergebnissen, die den Staats­
und Wirtschaftsorganen und den Staatsanwälten wert­
volle Anregungen geben. Seine Darlegungen decken 
sich weitgehend mit den Schlußfolgerungen, die vom 
Generalstaatsanwalt der DDR in Auswertung des 
VIII. Parteitages der SED für die Gestaltung der 
staatsanwaltschaftlichen Gesetzlichkeitsaufsicht ge­
zogen worden sind (vgl. Streit, „Höhere Wirksamkeit 
der Gesetzlichkeitsaufsicht der Staatsanwaltschaft“, 
NJ 1971 S. 663 ff.).
Im 1. Abschnitt stellt der Verfasser die sozialistische 
Gesetzlichkeit als Prinzip der sozialistischen Gesell­
schaft und ihres Staates dar. Seine generelle Bedeu­
tung liegt darin, daß „das Recht ... ein Mittel zur Ge­
staltung der Wirklichkeit“ in Übereinstimmung mit den 
Gesetzmäßigkeiten der gesellschaftlichen Entwicklung 
wird (S. 10 f.). Zu Recht hebt Müller die generelle 
Bedeutung von Recht und Gesetzlichkeit für die 
staatliche Leitung der gesellschaftlichen Entwicklung 
und damit verbunden für die Entwicklung der Bürger 
zu sozialistischen Persönlichkeiten hervor. Eben darauf 
beruht die Eigenverantwortung aller Leiter für die 
volle Gewährleistung der sozialistischen Gesetzlich­
keit in ihrem Leitungsbereich. Dabei wendet er sich 
gegen jegliche Bestrebungen, die Forderungen der 
sozialistischen Gesetzlichkeit in einzelnen Bereichen 
aus „Zweckmäßigkeitsgründen“ zu vernachlässigen 
(S. 20). Solche Auffassungen widersprechen dem 
Grundprinzip des demokratischen Zentralismus bei der 
einheitlichen Ausübung der Macht der Arbeiterklasse. 
Der Verfasser beweist hier und in den folgenden Ab­
schnitten, daß die Gewährleistung der sozialistischen

Gesetzlichkeit ein wichtiges politisch-ideologisches 
Problem ist und daß die Gesetzlichkeitsaufsicht der 
Staatsanwaltschaft daher nicht nur auf die formale 
Verwirklichung der Rechtsnormen gerichtet sein darf. 
Sie ist vielmehr stets als lebendiger Beitrag zur Ent­
wicklung der sozialistischen Demokratie auszuüben. 
Dies wird vom Autor überzeugend dargestellt.
Im 2. Abschnitt geht es um die Gesetzlichkeitsaufsicht 
der Staatsanwaltschaft als wirksames Mittel für die 
Verhütung von Straftaten. Der Verfasser konzentriert 
sich auf die Ausräumung von Gesetzesverletzungen, 
die von anderen Personen als dem Täter begangen 
wurden. Dabei ist sein Bemühen zu begrüßen, nach 
sachlichen Gesichtspunkten geordnet eine Reihe von 
„typischen“ Gesetzesverletzungen darzustellen, die im 
Bedingungskomplex bestimmter Kriminalitätserschei­
nungen (z. B. Jugend-, Rückfall- und Alkoholkrimina­
lität, Straftaten im Bereich der Volkswirtschaft) sowie 
der kriminellen Gefährdung immer wiederkehren. Der 
Wert dieser Übersicht ist nicht zuletzt auch darin zu 
erblicken, daß die konkreten Rechtspflichten der Lei­
tungsorgane bzw. Leiter genannt werden, deren Nicht­
erfüllung in der Praxis häufig Straftaten begünstigt. 
Solche Übersichten sind eine wertvolle Unterstützung 
für eine qualifizierte Gesetzlichkeitsaufsicht und tragen 
den Bedürfnissen der Praxis nach rationellen Arbeits­
methoden in hohem Maße Rechnung.
Gleichwohl erscheint es im Hinblick auf das Thema 
objektiv als ein Mangel, daß die speziellen Aktivitäten 
der Staatsanwaltschaft, die auf die Ausräumung derar­
tiger gesetzwidriger Zustände gerichtet sind, nicht im 
sachlichen Zusammenhang mit den übrigen Seiten der 
staatsanwaltschaftlichen Aufsicht behandelt werden, 
also insbesondere mit der Aufsicht zur Gewährleistung 
der Gesetzlichkeit bei der Aufdeckung und Aufklärung 
der Straftaten, der Feststellung und Realisierung der 
individuellen strafrechtlichen Verantwortlichkeit, beim 
Vollzug der Freiheitsstrafe und der Wiedereinglie­
derung Strafentlassener. Eine solche, offensichtlich die 
Kraft eines Kollektivs erfordernde komplexe Dar­
stellung der staatsanwaltschaftlichen Gesetzlichkeits­
aufsicht erscheint um so notwendiger, als die Leitung 
des Kampfes gegen Straftaten gemäß Art. 97 der Ver­
fassung ein spezifischer Ausdruck der einheitlichen 
Wahrung der sozialistischen Gesetzlichkeit durch die 
Staatsanwaltschaft ist. Darüber hinaus ist das Straf­
verfahren derzeit noch die hauptsächliche Quelle des 
Staatsanwalts für die Aufdeckung solcher „nichtstraf­
rechtlicher“ Gesetzesverletzungen, und es besteht ein
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